
Diskussionspapier des Bundesamtes für Kultur (BAK) zur Umsetzung der Ver-
pflichtungen der UNESCO-Konvention vom 17. November 1970 über Massnahmen
zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereig-
nung von Kulturgut (UNESCO 70)

vom 14. Juli 1999 für die Hearings im September 1999

Vorwort

Der Bundesrat hat am 26. August 1998 das Eidgenössische Departement des Innern
(EDI) mit den Vorbereitungsarbeiten für die Botschaft zurUNESCO-Konvention vom
17. November 1970 über Massnahmen zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen
Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut(im folgenden UNESCO 70 – Text im
Anhang), die auch die erforderlichen gesetzlichen Anpassungen auf nationaler Ebene
beinhalten wird, beauftragt. Die Federführung zur Ausarbeitung der Botschaft und des
Umsetzungsgesetzes liegt beim BAK. Im Rahmen dieser Ausarbeitung will das BAK
die interessierten Kreise auf breiter Front am Diskussionsprozess beteiligen. Zu diesem
Zweck sind im September 1999 Hearings vorgesehen mit den Kantonen, den Organisa-
tionen des Kunsthandels, den interessierten Verbänden der Museen und Sammler sowie
den Organisationen der Kultur, Wissenschaft und Entwicklungszusammenarbeit. Das
vorliegende Diskussionspapier erläutert, wie sich das BAK zum gegenwärtigen Zeit-
punkt eine Umsetzung der Konventionsverpflichtungen vorstellen könnte.

A. Grundlagen

1. Allgemein

Die UNESCO 70 ist die erste universelle Konvention, die den internationalen Kul-
turgütertransfer regelt.1 Sie enthält Mindestvorschriften über gesetzgeberische und
administrative Massnahmen, welche die Vertragsparteien zur Verhinderung des ille-
galen Verkehrs mit Kulturgütern zu ergreifen haben. Sie kann als eine internationale
Charta zum Schutz von Kulturgütern charakterisiert werden. Sie will einerseits diesen
Schutz in den verschiedenen Staaten fördern und andererseits durch internationale Zu-
sammenarbeit aller Staaten das gemeinsame kulturelle Erbe der Menschheit schützen
und bewahren:
• Sie postuliert das Recht eines jeden Staats auf Anerkennung und Schutz seines kultu-

rellen Erbes. Erreicht wird dies durch die Regelung der Ein- und Ausfuhr von Kul-
turgütern, durch Information, durch die Verpflichtung zur Rückgabe gestohlener Ob-
jekte sowie durch das Verbindlichmachen berufsethischer Regelungen für den
Handel und die Museen.

• Sie ist überwiegend dem öffentlichen Recht zuzuordnen.
• Sie ist dabei sehr offen formuliert und ermöglicht den Konventionsstaaten, die Ver-

pflichtungen einzelner Bestimmungen und Massnahmen der Konvention ihrer jewei-

1 Zur Vertiefung siehe:
• Internationaler Kulturgütertransfer: UNESCO-Konvention 1970 und Unidroit-Konvention 1995.

Bericht der Arbeitsgruppe. Bern 1998, S. 1 – 8, 9 – 15 [97], 49 – 60 [103 - 105], 86 – 96 [113 –
116] und 119.

• Internationaler Kulturgütertransfer: Dokumentation– documentation – documentazione. Bern
1998.
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ligen Situation, ihren Anschauungen und gesetzgeberischen Möglichkeiten anzu-
passen.2

Inzwischen haben 89 Staaten die Konvention ratifiziert, darunter sechs Mitgliedstaaten
der EU (Italien, Griechenland, Portugal, Spanien, Frankreich und Finnland) sowie die
USA, Kanada und Australien.

2. Notwendigkeit einer Umsetzungsgesetzgebung

Bei der UNESCO 70 handelt es sich um einen Staatsvertrag, der nicht direkt
anwendbar ist (non self-executing). Es braucht also eine Umsetzung auf nationaler
Ebene, wobei der Spielraum relativ gross ist. Adressaten der Konvention sind die Ver-
tragsstaaten (Behörden und Gesetzgeber) – sie räumt Privaten keine unmittelbaren
Rechte und Pflichten ein.

Der Bund hat die Kompetenz zum Erlass eines bedeutenden Teils der für die
Anwendung der UNESCO 70 erforderlichen Gesetzesbestimmungen, insbesondere für
die Regelung der Einfuhr und Rückgabe von Kulturgütern. Hingegen gehört die
Regelung ihrer Ausfuhr grundsätzlich in die Kompetenz der Kantone.3

Auf Stufe Bund ist vorgesehen, die Umsetzung der Konvention in einem speziellen
Erlass vorzunehmen (Bundesgesetz über den Kulturgütertransfer – KGTG).

3. Keine Rückwirkung

Die UNESCO 70 ist nicht rückwirkend. Sie entfaltet ihre Wirkungen erst nach
ihrem Inkrafttreten für den ratifizierenden Staat. Dies soll auch im KGTG ausdrücklich
festgehalten werden. Die Nichtrückwirkung ist ein wichtiges Prinzip: Durch klare Re-
geln und Verfahren soll den beteiligten Personen deutlich gemacht werden, was gilt, und
wie den Anforderungen genügt werden kann.

4. Sachlicher Geltungsbereich

Die Konvention ist auf Kulturgüter anwendbar. Was Kulturgut ist, wird in Art. 1
UNESCO 70 in einer zweiteiligen Definition näher umschrieben:
• Nach dem ersten Teil der Definition muss das fragliche Gut von „jedem Staat aus re-

ligiösen oder weltlichen Gründen als für Archäologie, Vorgeschichte, Geschichte, Li-
teratur, Kunst oder Wissenschaften bedeutungsvoll bezeichnet“ worden sein (Art. 1
Ingress). Was bedeutungsvoll ist, entscheidet der Staat, der sich um den Schutz des
Gutes bemüht. In welcher Form die Bezeichnung als bedeutungsvolles Gut zu erfol-
gen hat, wird in der Konvention nicht weiter ausgeführt. Abzustellen ist auf die je-
weilige Gesetzgebung zum Schutz von Kulturgütern, die im allgemeinen mit Listen
oder mit allgemeinen Umschreibungen arbeitet.

2 Vgl. das Fazit eines 1983 von der UNESCO einberufenen Expertentreffens: „The Convention,
which is not retroactive in nature, was sufficiently flexible in that it conceded very large discretion to
the States in many articles“: UNESCO-Dok. 22 C/93, S. 7.
3 Ausgenommen bleiben bundeseigene Kulturgüter sowie, auf Grund des höheren nationalen
Interesses, herausragende Kulturgüter von gesamtschweizerischer Bedeutung, die zu unserem
kulturellen Erbe gehören: vgl. Botschaft zur Revision der Bundesverfassung, BBl 1997 I 286.
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• Zweitens muss das Gut einer der elf Kategorien angehören, die in Art. 1 lit. a - k auf-
gelistet sind, wobei ein bestimmtes Objekt u.U. mehreren Kategorien angehören
kann.

Gewisse von der UNESCO 70 vorgesehene Massnahmen (Art. 5 lit. a, b und f; Art. 9,
Art. 12, Art. 14)4 sind nur zu ergreifen, wenn das Kulturgut Teil des kulturellen Erbes
eines Staates ist. Dieser Begriff wird in Art. 4 näher umschrieben. Bei Massnahmen
gemäss Art. 9 muss es sich darüber hinaus um archäologisches oder ethnologisches Kul-
turgut handeln. Die Rückgabeverpflichtung für gestohlene Kulturgüter von Art. 7 lit. b
bezieht sich nur auf Kulturgut, das aus einem Museum, einem öffentlichen religiösen
oder weltlichen Bauwerk oder einer ähnlichen Einrichtung gestohlen worden ist.

B. Wichtigste Verpflichtungen der Konvention

1. Regelung der Einfuhr (Art. 3 und 9 UNESCO 70)

Die Konvention verpflichtet die Vertragsstaaten, die Einfuhr von Kulturgütern zu
regeln, die in Verletzung der Gesetzgebung eines anderen Vertragsstaates ausgeführt
werden. Die Umsetzung dieser Verpflichtung wurde von den ratifizierenden Staaten bis
heute recht unterschiedlich gehandhabt:
• Die USA haben die Einfuhrkontrolle in einer differenzierten Weise umgesetzt. Sie

schliessen mit den betroffenen Staaten bilaterale Zusatzabkommen zu UNESCO 70
ab, vorab für archäologische oder ethnologische (inklusive kultische) Objekte.

• Demgegenüber hat Kanada UNESCO 70 umfassend und breit umgesetzt, in dem
Sinne, dass die Einfuhr nach Kanada immer als rechtswidrig gilt, wenn das Objekt
illegal aus einem Vertragsstaat ausgeführt wurde.

2. Regelung der Ausfuhr (Art. 5 b und 6 UNESCO 70)

Die Konvention sieht vor, dass die Vertragsstaaten ein Inventar der bedeutenden
Kulturgüter aufstellen sollen, deren Ausfuhr für den Staat einen merklichen Verlust an
seinem kulturellen Erbe darstellen würde (Art. 5 b). Sind Kulturgüter in eine solche
Liste eingetragen, ist für ihre Ausfuhr ein Exportzertifikat notwendig (Art. 6).

3. Erwerbsregeln für Museen (Art. 7 a Satz 1 und 5 e UNESCO 70)

Museen und ähnliche Einrichtungen sollen „im Rahmen der innerstaatlichen
Rechtsvorschriften“ am Erwerb von rechtswidrig ausgeführtem ausländischem Kultur-
gut gehindert werden. Weiter sollen sie angehalten werden, die ethischen Kodizes, wie
beispielsweise die ICOM-Regeln, einzuhalten.

4. Mitteilung rechtswidrig ausgeführter Kulturgüter (Art . 7 a Satz 2 UNESCO
70)

Vertragsstaaten sollen die von der illegalen Ausfuhr betroffenen Ursprungsstaaten
„soweit als möglich“ informieren, wenn rechtswidrig ausgeführtes Kulturgut angeboten
wird.

4 Vgl. unten B.
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5. Rückgabe gestohlener Kulturgüter (Art. 7 b UNESCO 70)

Die Vertragsstaaten sollen Massnahmen ergreifen, damit Kulturgüter, die aus einem
Museum, einem öffentlichen religiösen oder weltlichen Bauwerk oder einer ähnlichen
Einrichtung gestohlen wurden, bei ihnen nicht eingeführt werden können. Gelangt ein
solches Kulturgut nach Inkrafttreten der Konvention trotzdem ins Inland, muss es
zurückgegeben werden. Voraussetzung für eine Rückgabe ist, dass der Nachweis
erbracht wird, dass das Kulturgut zum Inventar der Einrichtung gehörte und dass ein
gutgläubiger Erwerber eine angemessene Entschädigung erhält.

6. Strafen und verwaltungsrechtliche Massnahmen (Art. 8 und 10 a UNESCO
70)

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, gegen Personen straf- oder verwaltungsrecht-
liche Massnahmen zu verhängen, die gegen Verbote nach Art. 6 b und 7 b sowie gegen
die Verpflichtungen von Art. 10 a verstossen haben.

7. Internationale Zusammenarbeit bei Gefahr massiver Abwanderung von
archäologischen oder ethnologischen Kulturgütern (Art. 9 UNESCO 70)

Grosse Bedeutung kommt der internationalen Zusammenarbeit zu. Die
Vertragsstaaten haben die Einfuhr von Kulturgütern aus Staaten zu regeln, deren kultu-
relles Patrimonium durch archäologische oder ethnologische Ausbeutung gefährdet ist
(Art. 9 Satz 1 und 3 UNESCO 70). Weiter besteht eine Pflicht zur Teilnahme an
gemeinsamen Aktionen zur Durchführung konkreter Massnahmen (Art. 9 Satz 2
UNESCO 70).

8. Aufzeichnungspflicht für Kunsthändler (Art. 10 a und 5 e UNESCO 70)

Art. 10 a verlangt, dass der Kunsthandel zur Führung von Verzeichnissen zu
verpflichten ist, aus denen der Ursprung jedes einzelnen Kulturgutes, die Namen und
Anschriften der Lieferanten, die Beschreibung und der Preis von jedem verkauften
Gegenstand hervorgehen. Weiter hat der Kunsthandel den Erwerbenden eines
Kulturgutes über das für den Gegenstand möglicherweise bestehende Ausfuhrverbot zu
unterrichten. Schliesslich soll er angehalten werden, die ethischen Kodizes einzuhalten.

9. Verschiedene Massnahmen (Art. 13 UNESCO 70)

Art. 13 stipuliert folgende Verpflichtungen für die Vertragsstaaten, denen sie im
Rahmen ihrer innerstaatlichen Rechtsordnung nachzukommen haben:
• Pflicht zur Verhütung von Übereignungen, durch welche eine unzulässige Ein- oder

Ausfuhr von Kulturgut begünstigt werden könnte (lit. a);
• Zusammenarbeit zwischen Dienststellen im Hinblick auf die schnellstmögliche

Rückgabe von unzulässig ausgeführtem Kulturgut (lit. b);
• Zulassung von Verfahren zur Wiedererlangung von verlorengegangenem oder ge-

stohlenem Kulturgut (lit. c).
• Gegenseitige Hilfestellung bei der Wiedererlangung von Kulturgut, das als

unveräusserlich erklärt wurde und das ausgeführt wurde (lit. d).
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10. Einrichtung von Dienststellen (Art. 14 und 5 UNESCO 70)

Nach Art. 5 haben die Vertragsstaaten „in geeignetster Weise“ Dienststellen zu
schaffen oder zu bezeichnen, sie mit qualifiziertem und zahlenmässig ausreichendem
Personal zu besetzen (Art. 5 Ingress) sowie „im Rahmen ihrer Möglichkeiten“ mit aus-
reichenden Mitteln auszustatten (Art. 14). Diese haben die in Art. 5 lit. a - g genannten
Aufgaben wahrzunehmen:
• Ausarbeitung von Gesetzesentwürfen zum Schutz des kulturellen Erbes (insbesonde-

re Sanktionierung der rechtswidrigen Ein- und Ausfuhr wichtiger Kulturgüter),
• Inventarisierung des kulturellen Erbes (Führung von Verzeichnissen),
• Errichtung von Museen, Förderung und Kontrolle der Einhaltung berufsethischer

Regeln für Museen, Sammler und Kunsthandel,
• Überwachung archäologischer Ausgrabungen,
• Durchführung von Bildungsmassnahmen.

C. Umsetzung der Verpflichtungen: Drei-Säulen-Prinzip mit flankierenden
Massnahmen

Die Umsetzung basiert aufdrei Säulen, welche die unterschiedlichen Anwendungs-
bereiche reflektieren, und ergänzt sie mitflankierenden Massnahmen:

1. Säule Die Regelung der Einfuhr von archäologischen oder ethnologischen
Objekten aus Staaten, deren kulturelles Patrimonium durch Ausbeutung
gefährdet ist (Art. 9 UNESCO 70)

2. Säule Die Regelung der Rückgabe von Kulturgütern, die aus einem Museum oder
einer ähnlichen Einrichtung gestohlen worden sind (Art. 7 b ii UNESCO 70)

3. Säule Die Regelung der Ausfuhr von Kulturgütern (Art. 5 b und 6 UNESCO 70)

Dabei sehen wir vor, den Kulturgüterbegriff der Konvention (Art. 1 UNESCO 70) zu
übernehmen, ihn aber je nach Massnahme differenziert anzuwenden; dies im Bemühen,
einen effizienten Kulturgüterschutz und eine griffige Missbrauchsbekämpfung aufzu-
bauen und gleichzeitig den legalen Kunsthandel in der Schweiz zu erhalten.

1. Säule: Einfuhr besonders gefährdeter Kulturgüter (Art. 9 UNESCO 70)

Bei der Regelung der Einfuhr stehen grundsätzlich zwei Modelle offen:
• Die USA arbeiten mit bilateralen Zusatzvereinbarungen, die vor allem auf archäolo-

gische und ethnologische Objekte fokussiert sind. Der Vorteil liegt in der grösst-
möglichen Präzision und einer einfachen Handhabung für den Kunsthandel.

• Kanada setzt den illegalen Export aus einem anderen Staat automatisch der
illegalen Einfuhr nach Kanada gleich. Der Vorteil liegt im umfassenden Schutz und
in der Gleichbehandlung.



6

1. Zusatzvereinbarungen (Art. 9 Satz 1 und 3)

Wir sehen vor, ähnlich der amerikanischen Lösung mit Staaten, deren kulturelles
Patrimonium von Ausbeutung bedroht ist, bilaterale Zusatzvereinbarungen im Sinne
von Art. 9 UNESCO 70 abzuschliessen. Dabei soll insbesondere die Einfuhr von ar-
chäologischen oder ethnologischen Kulturgütern geregelt werden. In den Zusatzverein-
barungen wird umschrieben, welche Kulturgüter ausschliesslich mit einer Ausfuhrbewil-
ligung in die Schweiz eingeführt werden dürfen. Dies erlaubt es sowohl dem Zoll und
den Strafverfolgungsbehörden als auch dem Handel, den Museen und Sammlern, zu
prüfen, ob ein fragliches Kulturgut unter eine Zusatzvereinbarungen fällt oder nicht.
Zugleich werden damit die ersuchenden Staaten in die Pflicht genommen: Die Initiative
für eine Zusatzvereinbarung muss von ihnen ausgehen.

a) Inhalt

In den Zusatzvereinbarungen soll umschrieben werden, welche Güter unter ein Ein-
fuhrverbot fallen. Voraussetzung ist, dass ein Kulturgut zum kulturellen Erbe des betrof-
fenen Staates gehört, einer Gefährdung durch Abfluss ausgesetzt ist und einer der fol-
genden Kategorien angehört (sog. Kernbereich):
• Ergebnisse archäologischer Ausgrabungen oder Entdeckungen;
• Bestandteile von Denkmälern, sakralen Bauwerken oder archäologischen Stätten;
• Gegenstände von ethnologischem Interesse, inklusive Objekte von kultischer Bedeu-

tung.

b) Beschlagnahme und Rückführung rechtswidrig eingeführter Kulturgüter im Sinne
der Zusatzabkommen

Kulturgüter, die unter eine solche Zusatzvereinbarungen fallen, dürfen lediglich mit
einer Ausfuhrbewilligung in die Schweiz eingeführt werden. Werden solche Kulturgüter
ohne Bewilligung eingeführt, sind sie zu beschlagnahmen und zurückzuführen. Für das
Rückführungsverfahren sehen wir eine Regelung vor, die sich am EU-Modell orientiert:5

• Die Frist zur Rückführung beträgt ein Jahr ab dem Zeitpunkt, an dem der ersuchende
Staat vom Lageort des Kulturguts und der Identität des Besitzers Kenntnis erhält.
Der Rückführungsanspruch erlischt 30 Jahre nach der rechtswidrigen Ausfuhr; zu
überlegen bleibt, ob für Kulturgüter, die aus einer öffentlichen Sammlung (Museum,
religiöses oder weltliches Bauwerk oder eine ähnliche Einrichtung) stammen, der
Anspruch nach 75 Jahren erlöschen soll (vgl. Art. 7 EG-Richtlinie). Bei bösem
Glauben gilt Unverjährbarkeit (vgl. Art. 936 ZGB).

• Hat jemand das Kulturgut in gutem Glauben erworben, ist ihm bei der Rückführung
der bezahlte Preis zu erstatten (vgl. Art. 934 Abs. 2 ZGB).6

5 Vgl. EG-Richtlinie Nr. 93/7 des Rates vom 15. März 1993 über die Rückgabe von unrechtmässig aus
dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedsstaats verbrachten Kulturgütern.

6 Zu den Anforderungen an den guten Glauben wird auf die neuere bundesgerichtliche Praxis Bezug
genommen (BGE 122 III 1, 123 II 134 E. 6).
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2. Teilnahme an gemeinsamen internationalen Aktionen (Art. 9 Satz 2)

Art. 9 Satz 2 UNESCO 70 sieht vor, dass die Vertragsstaaten an gemeinsamen in-
ternationalen Aktionen teilnehmen sollen, mit dem Ziel, konkrete Massnahmen (wie die
Überwachung der Ein- und Ausfuhr sowie des internationalen Handels mit gefährdeten
Gütern) festzulegen und durchzuführen (Notverfahren).

Der Bundesrat soll die Kompetenz erhalten, sich an internationalen Aktionen zu beteili-
gen. Diese Beteiligung ist zeitlich zu befristen. Aktionen könnten vor allem auf
Initiative der UNESCO, also im Rahmen der UNO, zustandekommen. Bislang ist keine
derartige Massnahme ergriffen worden.

3. Zoll

a) Allgemein

Die Durchsetzung von Einfuhrregelungen ist im Rahmen des geltenden Zollrechts
möglich. Kulturgutspezifische Regelungen sollen ins Gesetz aufgenommen werden. Das
Zollabfertigungsverfahren erlaubt die zielgenaue Umsetzung von Einfuhrbeschrän-
kungen, ohne den Handel mit zusätzlichen Formalitäten und die Zollorgane mit nicht zu
bewältigenden Aufgaben zu belasten. Der Importeur oder sein Beauftragter haben für
das Gut eine Zolldeklaration einzureichen.7 Die Zollorgane haben die Möglichkeit, die
Deklaration formell und materiell (sog. Warenrevision) zu überprüfen.

b) Zollfreilager

Die Einlagerung von Kulturgütern des Kernbereichs (Archäologie, Ethnologie) in
ein Zollfreilager wird der Einfuhr in das Zollinland gleichgestellt. Damit unterliegen
diese Güter der Deklarationspflicht und können unter den gleichen Voraussetzungen
überwacht werden, wie im Falle der definitiven Einfuhr:
• Kulturgüter des Kernbereichs müssen bei der Einlagerung in ein Zollfreilager

gemeldet werden (Meldepflicht).
• Kulturgüter des Kernbereichs, die unter eine bilaterale Zusatzvereinbarung fallen,

dürfen nur dann im Zollfreilager gelagert werden, wenn eine entsprechende
Ausfuhrbewilligung vorliegt; ansonsten gilt ein Einlagerungsverbot (Strafe bei Zu-
widerhandlung).

2. Säule: Rückgabe gestohlener Kulturgüter (Art. 7 b ii UNESCO 70)

Bei der Umsetzung von Art. 7 b ii) UNESCO 70 sehen wir eine Regelung vor, wonach
ein Kulturgut, das aus einem (privaten oder öffentlichen) Museum, einem öffentlichen
religiösen oder weltlichen Bauwerk oder einer ähnlichen Einrichtung gestohlen wurde,
zurückzugeben ist:
• Die klagende Partei hat nachzuweisen, dass dieses Gut zum Inventar jener Einrich-

tung gehörte.

7 Art. 31 Zollgesetz. Der Zolltarif stellt schon heute Nummern zur Verfügung, welche mit den hier dis-
kutierten Kategorien im Wesentlichen übereinstimmen, z.B. Nr. 9705 für archäologische und
ethnologische Kulturgüter.
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• Die Frist zur Rückgabe beträgt ein Jahr ab dem Zeitpunkt, an dem die klagende Par-
tei vom Lageort des Kulturguts und der Identität des Besitzers Kenntnis erhält, läng-
stens jedoch 30 Jahre seit dem Diebstahl.8 Bei bösem Glauben gilt Unverjährbarkeit
(analog Art. 936 ZGB).

• Hat jemand das Kulturgut in gutem Glauben erworben, hat ihm die klagende Partei
bei der Rückgabe den bezahlten Preis zu ersetzen (vgl. Art. 934 Abs. 2 ZGB).9

3. Säule: Ausfuhr von Kulturgütern (Art. 5 b UNESCO 70)

Die Staaten sollen ein Verzeichnis des bedeutenden Kulturgutes auf der Grundlage eines
staatlichen Inventars führen und veröffentlichen. Darin sollen diejenigen Kulturgüter
aufgenommen werden, deren Ausfuhr für den Staat einen merklichen Verlust an seinem
kulturellen Erbe darstellen würde. Dabei lässt die Konvention den Staaten einen
Spielraum bei der Umsetzung dieser Bestimmung. Die Aufstellung eines solchen natio-
nalen Verzeichnisses soll die illegale Ausfuhr von Kulturgütern einschränken, deren
Wiedererlangung vereinfachen sowie Transparenz im Rechtsverkehr schaffen.

Die Kompetenz zur Regelung der Ausfuhr von Kulturgütern liegt in der Schweiz
grundsätzlich bei den Kantonen. Mehrere Kantone haben bereits Vorschriften zum
Schutz der beweglichen Kulturgüter erlassen, insbesondere zur Regelung der Ausfuhr.
Für Kantone, welche Ausfuhrregelungen kennen, besteht heute das Problem, dass ihre
Vorschriften sehr leicht zu umgehen sind. So kann ein Kanton nicht verhindern, dass
Kulturgut über die Landesgrenze verbracht wird, weil der Zoll Sache des Bundes ist.
Die Kantone sind also im internationalen Verkehr auf die Unterstützung des Bundes
angewiesen. Mit der Ratifikation der UNESCO 70 werden die Kantone in die Lage
versetzt, ihren Kulturgüterschutzbestimmungen international Geltung zu verschaffen.
Die internationale Durchsetzung fällt in die Zuständigkeit des Bundes.

1. Grundlagen

Wir sehen ein System vor, das sich am deutschen Modell orientiert. Es geht von den
gegebenen Kompetenzen aus und nutzt die bestehenden Strukturen. Dabei handelt es
sich um eine Lösung, die auf Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen beruht.
Der Bund stellt das Gefäss zur Verfügung – dieNationale Liste des beweglichen
Kulturerbes– und führt diese Liste. Die Kantone bestimmen den Inhalt, jeweils für
Kulturgüter auf ihrem Territorium (bzw. der Bund für seine Kulturgüter). Die Kantone
behalten also alle Befugnisse, die sie selber umsetzen können. Zur Förderung einer
homogenen Handhabung ist vorstellbar, dass der Bund flexible Kriterien für die Auf-
nahme auf die nationale Liste formuliert. Dabei kann er, auf Wunsch der Kantone, bei
der Aufstellung einer nationalen Liste unterstützend und koordinierend wirken:

8 Dies bedeutet eine Verlängerung im Vergleich zur heute geltenden Verwirkungsfrist von fünf Jahren
(Art. 934 ZGB); vgl. indes die dreissigjährige Frist bei der ausserordentlichen Ersitzung, Art. 662
ZGB.

9 Zu den Anforderungen an den guten Glauben wird auf die neuere bundesgerichtliche Praxis Bezug
genommen (BGE 122 III 1, 123 II 134 E. 6).
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• Die Kantone entscheiden über den konkreten Inhalt der Liste. Jeder Kanton be-
stimmt also selbst, ob und auf welche Weise er die Ausfuhr von Kulturgütern aus
seinem Kantonsgebiet regeln will.10 Kantone, welche eine Ausfuhrregelung kennen,
können den Bund anweisen, jene Kulturgüter auf ihrem Territorium, die den Krite-
rien entsprechen, in dieNationale Liste des beweglichen Kulturerbesaufzunehmen.
Bezüglich der Kulturgüter im privaten Eigentum ist darauf hinzuweisen, dass ein ab-
solutes Ausfuhrverbot gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung den Eigentümer
in seinen wesentlichen Befugnissen beträchtlich einschränkt: Es stellt daher eine ma-
terielle Enteignung dar, weshalb eine volle Entschädigung zu leisten ist.11

• Der Bund führt dieNationale Liste des beweglichen Kulturerbesund veröffentlicht
sie. Darin können auch Kulturgüter des Bundes aufgenommen werden,
vorausgesetzt sie entsprechen den Kriterien. Der Bund übernimmt für alle in der
Liste eingetragenen Kulturgüter den Vollzug bei der Kontrolle der Ausfuhr. Ihre
Ausfuhr aus der Schweiz ist bewilligungspflichtig (Erlaubnis mit Verbotsvorbehalt).
Alles, was nicht auf der Liste ist, kann frei ausgeführt werden.

2. Kriterien

Für die Aufnahme in die nationale Liste schlagen wir folgende Kriterien vor: In die
nationale Liste des beweglichen Kulturerbes werden Kulturgüter aufgenommen, die für
die Kantone oder den Bund eine herausragende geschichtliche, archäologische, ethno-
graphische, kultische, kulturelle oder wissenschaftliche Bedeutung haben und deren Ab-
wanderung einen wesentlichen Verlust für das kulturelle Erbe der Schweiz bedeuten
würde. Darunter fallen insbesondere Kulturgüter, die zu einer der folgenden Kategorien
gehören:
• Ergebnisse archäologischer Ausgrabungen oder Entdeckungen;
• Bestandteile von Denkmälern, sakralen Bauwerken oder archäologischen Stätten;
• Manuskripte und Druckschriften von besonderem historischem, künstlerischem, lite-

rarischem oder wissenschaftlichem Wert;
• Archivgut;
• Objekte, die ein einzigartiges Zeugnis für die Geschichte oder die Kultur unseres

Landes darstellen.

3. Zoll

Die Durchsetzung solcher Ausfuhrregelungen ist im Rahmen des geltenden
Zollrechts möglich (Selbstdeklaration).

10 Die Kantone BE, LU, NW, SZ, FR, BL, TI, VD, VS, JU kennen eine eigentliche Ausfuhrregelung.
11 BGE 113 Ia 368; Pra 78/199, S. 522 ff.
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Flankierende Massnahmen

Aus der Konvention ergibt sich eine Reihe flankierender Massnahmen, welche die drei
Säulen ergänzen.

1. Erwerbsverbot von rechtswidrig ausgeführten Kulturgütern des Kernbereichs
für Museen (Art. 7 a Satz 1 und 5 e UNESCO 70)

Museen sollen daran gehindert werden, rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter zu
erwerben. Dies bedeutet eine gesetzliche Verankerung des ethischen Kodex, den sich
der „International Council of Museums“ (ICOM) auferlegt hat (vgl. Ziff. 3.2 ICOM-
Regeln12). Bei der Umsetzung dieser Bestimmung haben die Vertragsstaaten einen
Spielraum, indem die Konvention verlangt, dass die Umsetzung im Rahmen der inner-
staatlichen Rechtsvorschriften zu geschehen hat.
Dies ist ein Bereich, den Bund und Kantone parallel umzusetzen haben: Der Bund für
seine, die Kantone für ihre Museen. Ein solches Erwerbsverbot kann durch formellge-
setzliche Grundlage oder durch Weisung bzw. Leistungsauftrag umgesetzt werden.
Letzteres lässt sich auf die Kompetenz zur Regelung der dienstrechtlichen Belange der
Museumsdirektion bzw. der Mitarbeitenden stützen.

a) Bund

Wir sehen vor, dass bundeseigene Museen und Sammlungen keine rechtswidrig
ausgeführte Kulturgüter des Kernbereichs erwerben sollen. Kommt ein Kulturgut nach
Inkrafttreten der Konvention aus dem Ausland, ist ein Erwerb nur dann möglich, wenn
die Ausfuhr im Einklang mit den dort geltenden Ausfuhrgesetzen steht. Damit wollen
wir als öffentliche Institution einen Standard im Umgang mit Kulturgütern setzen. Dies
wird Rückwirkungen auf andere öffentliche wie private Museen sowie das private
Sammelverhalten und den Handel haben.

b) Kantone

Der Bund kann kantonalen und kommunalen sowie privaten Museen kein Erwerbs-
verbot auferlegen. Hier müssen die Kantone „im Rahmen der innerstaatlichen Rechts-
vorschriften“ tätig werden:
• Für Museen mit öffentlicher Trägerschaft lässt sich ein Erwerbsverbot für rechtswid-

rig ausgeführte Kulturgüter des Kernbereichs durch formellgesetzliche Grundlage
oder durch Weisung umsetzen.

12 Code de déontologie professionnelle de l’ICOM, Nr. 3.2: ... Un musée ne doit acquérir aucun objet que
ce soit par achat, don, legs ou échange sans que l’autorité de tutelle et le responsable du musée ne se
soient assurés que le musée peut obtenir un titre de propriété en règle pour ce spécimen ou cet objet. Ils
doivent notamment s’assurer que cet objet n’a pas été acquis dans ou exporté de son pays d’origine ou
d’un pays de transit dans lequel il a pu être possédé légalement (y compris dans le pays même où se
trouve le musée) en contrevenant aux lois de ce pays... En ce qui concerne le matériel de fouilles en
plus des précautions indiquées plus haut, le musée ne doit en aucun cas acheter d’objets lorsque son
autorité de tutelle ou son responsable a des raisons de penser que la mise au jour de ces objets a pu
causer une destruction ou un dommage récent, intentionnel et non scientifique à des monuments
anciens ou à des sites archéologiques, ou bien que les propriétaires ou occupants du territoire ou les
autorités juridiques gouvernementales appropriées n’ont pas été averties de la découverte de ces objets
(...).
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• Museen mit massgeblicher Mitfinanzierung durch die öffentliche Hand oder private
kulturelle Einrichtungen können zur Einhaltung des Verbots eingeladen werden
(Empfehlungen); sofern Subventionen ausgeschüttet werden, können sie mit
entsprechenden Auflagen verbunden werden.

2. Aufzeichnungspflicht für den Kunsthandel für Kulturgüter des Kernbereichs
(Art. 10 a und 5 e UNESCO 70)

Eine effiziente Missbrauchsbekämpfung verlangt in erster Linie nach einer transpa-
renteren Gestaltung des Kunsthandels, wobei bürokratische Komplikationen zu vermei-
den sind. Einheimische und internationale Berufsverbände haben die Transparenz als
politisches Gebot der Stunde schon lange erkannt und mit dem Erlass verbandsinterner
Verhaltensvorschriften und Geschäftsbedingungen reagiert. Diese Entwicklung wird
durch gesetzgeberische Massnahmen verdichtet.

Eine generelle Aufzeichnungspflicht – analog dem Waffengesetz – für alle Kulturgutka-
tegorien wurde geprüft. Sie würde zwar die Transparenz im Kunsthandel erhöhen, er-
scheint aber insgesamt als unverhältnismässig.

Die Einhaltung der Sorgfaltspflicht und die Aufzeichnungspflicht sollen die Massnah-
men zur Regelung der Einfuhr von Kulturgütern im Sinne von Art. 9 UNESCO 70 er-
gänzen. Der Zweck der Aufzeichnung ist die Rückverfolgung eines illegalen Kultur-
güterimportes im Sinne der Zusatzvereinbarungen. Deshalb könnte sich die Aufzeich-
nungspflicht im KGTG ausschliesslich auf besonders sensible Kulturgüter beschränken,
nämlich diejenigen des Kernbereichs (Archäologie, Ethnologie).

a) Sorgfaltspflicht

Kulturgut des Kernbereichs soll nur übertragen werden dürfen, wenn die übertra-
gende Person nach den Umständen annehmen darf, dass dem Erwerb kein Hinderungs-
grund im Sinne der bilateralen Zusatzabkommen entgegensteht. Wer Kulturgut des
Kernbereichs angeboten oder zur Übertragung anvertraut bekommt, von dem er nach
Treu und Glauben annehmen muss, dass es mit einem Hinderungsgrund im Sinne der bi-
lateralen Zusatzabkommen belegt ist, hat diesen Umstand unverzüglich der zuständigen
Behörde zu melden.

b) Führung Verzeichnis

Die im Kunsthandel und im Auktionswesen tätigen Personen sollen zuhanden der
zuständigen Kontrollbehörden (vorgesehen sind die Strafverfolgungsbehörden, der Zoll
sowie das BAK) ein Verzeichnis der Kulturgüter des Kernbereichs führen (Buchfüh-
rung). Darin ist der Ursprung des Kulturguts, Name und Anschrift des Einlieferers bzw.
Verkäufers, die Beschreibung und der Ankaufspreis13 des Kulturguts sowie Name und
Anschrift des Erwerbers aufzuzeichnen. Das Verzeichnis ist während 30 Jahren aufzu-
bewahren.

13 Die Konvention spricht von „Preis“. Wir beschränken uns auf denAnkaufspreis, weil die
Aufzeichnung desVerkaufspreises für den Zweck der Rückverfolgung nicht relevant ist.
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c) Informationspflicht

Die im Kunsthandel und im Auktionswesen tätigen Personen sollen ihre
Kundschaft über möglicherweise bestehende Ausfuhrverbote unterrichten.

d) Branchenvereinbarungen (Selbstverpflichtung)

Grundsätzlich denkbar ist auch ein System, das auf einer Branchenvereinbarung
basiert (Selbstverpflichtung). Dabei würde der Bund die zu erreichenden Ziele qualitativ
vorgeben und die Fristen nennen, innerhalb welcher die Ziele zu realisieren sind. Aus
unserer Sicht wäre die Realisierung eines solchen Systems zum heutigen Zeitpunkt sehr
problematisch. Dies liegt vor allem daran, dass im Kunsthandel, im Gegensatz zu ande-
ren Bereichen wie den Banken oder Automobilherstellern, kein ausreichender
Organisierungsgrad besteht. Der Adressatenkreis lässt sich nicht hinreichend abgrenzen,
weil er zuwenig homogen ist. Es gibt ausserdem einfache Umgehungsformen,
namentlich durch private Kulturgutveräusserungen (Trittbrettfahrer). Diese lassen sich
nicht adäquat in ein Selbstverpflichtungssystem einbeziehen. Schliesslich ist nach Art.
10 a UNESCO 70 ein Sanktionssystem mit Kriminal- und Ordnungsstrafen vorzusehen,
was sich nicht über Branchenvereinbarungen bewerkstelligen lässt.
Konkrete Vorschläge diesbezüglich wären indes auf jeden Fall zu prüfen.

3. Strafen und administrative Massnahmen (Art. 8 und 10 a UNESCO 70)

Zusätzlich zu den bestehenden Strafbestimmungen (beispielsweise betreffend Dieb-
stahl, Raub, Unterschlagung, Geldwäscherei, Bannbruch etc.) können Strafbestimmun-
gen und administrative Massnahmen bei Verstoss gegen spezifische Bestimmungen der
Umsetzungsgesetzgebung vorgesehen werden.

4. Internationale Zusammenarbeit (Art. 13 und 7 a Satz 2 UNESCO 70)

Es soll gegenseitige Rechts- und Amtshilfe in Kulturgütersachen geleistet werden.

5. Einrichtung einer Dienststelle (Art. 14 und 5 UNESCO 70)

a) Kantone

Die Kantone haben jeweils unterschiedliche Dienststellen für die Wahrnehmung der
in Art. 5 UNESCO 70 aufgezählten Aufgaben (beispielsweise Denkmalpflege, Museen,
Archive, Bibliotheken etc.). Nach unserer Wahrnehmung erfüllen die Kantone damit die
Mindestanforderungen der Konvention bereits heute.

b) Bund

Auf Ebene Bund soll dem BAK die Wahrnehmung der staatsvertraglichen Mass-
nahmen übertragen werden. Darunter fallen namentlich:
• die Mitarbeit bei der Aushandlung der bilateralen Zusatzvereinbarungen;
• die Führung und Verwaltung der nationalen Liste des beweglichen Kulturerbes;
• die Ausarbeitung von Erwerbsrichtlinien für bundeseigene Museen und Sammlun-

gen;
• die Ausarbeitung von Informationsdokumenten für die Zollorgane und den Kunst-

handel;
• die Einrichtung als Anlaufstelle für Behörden und Rechtssuchende aus dem In- und

Ausland (Rechts- und Amtshilfe im Kulturgutbereich).
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